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Die SED Propaganda um den „Ätomkrieg“
Ein brennendes Problem — im Spiegel nüchterner Betrachtung

Dioe Sowjets haben in  diesen Tagen solche Staaten w ie Däne­
mark, Norw egen  und die N iederlande gewarnt, der westlichen 

»rteidigungsgemeinschaft M ilitärstützpunkte zur Verfügung 
zu stellen. Diese W arnung betraf insbesondere die Stationie­
rung von Atomwaffen. Nun hat sich auch die SED in diese 
neue psychologische Offensive Moskaus eingeschaltet: Angeb­
liche „Atombomben-Depots“  in  der Bundesrepublik und die 
Diskussion um die Ausrüstung der Bundeswehr m it taktischen 
Atom waffen wurden zu einem der Haupt-Propagandathemen 
der SED-Presse erhoben. Vor allem in der Vorbereitung der 
E inheitswahlen klammert sich die SED an diese Frage, ohne sie 
allerdings ernsthaft zu diskutieren. D ie Tatsachen, an denen 
die SED bewußt vorbeiredet, sehen nämlich etwas anders aus!

W orum  geht es? D ie Sow jet­
union hat seit 1945 systematisch 
einen B in g  bis an die Zähne 
bewaffneter Satellitenstaaten 
rings um Europa gelegt. D ie 
von ihr und den Volksdemokra­
tien  ständig unterhaltene M ili­
tärmacht zwang den W esten, 
gleichfalls starke Armeen in den 
angrenzenden Gebieten zu sta­
tionieren.

Der moderne Stand der M ilitä r­
wissenschaften und nicht zuletzt 
w irtschaftspolitische Überlegun­
gen w erfen jedoch seit e in iger 
Zeit die F rage  auf, ob es nicht 
zweckmäßiger sei, die Vertei- 

-ungslinien m it wenigen ato- 
ausgerüsteten Einheiten 

anstatt m it vielen schwer be­
weglichen Infanteriedivisionen 
zu besetzen.

Warum entrüstet?
Das ist keine Überlegung, die 

man erst heute anzustellen be­
ginnt. D ie Sow jets selbst waren 
die ersten, die so gehandelt 
haben. A ls Moskau im vergan­
genen Jahr einen T e il seiner 
Truppen demobilisieren mußte, 
w eil die Industrie und Land­
w irtschaft diese Arbeitskräfte 
nicht länger entbehren konnte, 
richteten die Sowjets beispiels­
weise überall an den baltischen 
Küsten Abschußbasen fü r A tom ­
raketen ein. D iese waren auf 
den Qstseeraum* alsp gerade

auf jene Länder, die man heute 
unter Druck setzen möchte, g e ­
richtet, ohne daß sich dort be­
reits westliche Atomstützpunkte 
befanden. W arum  also ent­
rüsten sich die Sowjets über 
absolut verständliche Gegenmaß­
nahmen? .

W ie  aber sieht es in Deutsch­
land aus? D ie SED erregt sich 
darüber, daß man auf w eite 
Sicht die F rage der Ausrüstung- 
deutscher D ivisionen m it A tom ­
einheiten diskutiert. D ie gerade 
im Aufbau begriffene Bundes­
wehr, die später einen wesent­
lichen T e il der westlichen V er­
teidigungslast zu tragen haben 
w ird, soll den atomar pausen­
los weiterrüstenden Sowjets im 
Falle  eines K rieges schutzlos 
gegenüberstehen! In  der Bun­
desrepublik soll es überhaupt 
keine Atom waffen geben dürfen. 
D ie SED erklärt dazu, in der 
Sowjetzone seien ja  auch keine 
vorhanden. Abgesehen davon, 
daß dies nur schwer zu bewei­
sen ist, w äre es ein schlechtes 
Argument. Gerade in diesen T a ­
gen richten die Sow jets in Un­
garn -neue Raketenabschußbasen 
ein. F ü r sie ist das Heran­
schaffen von A tom artillerie im 
Falle  eines K rieges eine Frage 
von einigen Hundert Eisenbahn- 
K ilometern. D ie westliche V er­
teidigung. die zum beachtlichen 
T e il auf die militärische Macht 
der U SA vertrauen muß, kann 
ihren Verbündeten keine Schie­

nen über den Ozean legen. Auch, 
daß die „Nationale Volksarm ee“ 
noch keine Atom waffen besitzt, 
w ill nichts besagen. D er Status 
der Zonenarmee im Prahmen des 
Warschauer M ilitärpaktes ist 
ein anderer als jener der Bun­
desarmee im Rahmen des w est­
lichen Verteid igungssystem s: 
D ie SED stellt m it ihrer Arm ee 
das Fußvolk, den „verlorenen 
H aufen“ , hinter dem die So­
w jetarm ee m it ihren Satelliten 
aufmarschiert. D ie Bundesrepu­
b lik  aber ist ein gleichberech­
tigtes und gleich starkes K e t­
tenglied in der m ilitärischen 
A bw ehrfront W esteuropas . . .

W ie  immer in  solchen D is­
kussionen bringt auch hier die 
SED die sonst von ih r gern 
umgangene F rage  der W ieder­
verein igung auf den Plan. Sie 
sagt, wenn erst einmal A tom ­
waffen in Deutschland lagern, 
könne man über die W iederver­
ein igung erst recht nicht reden. 
Das aber hat sie auch gesagt, 
als die ersten Diskussionen um 
die W iederbewaffnung der Bun­
desrepublik begannen. Dann 
stellte sie b litzartig  eine eigene 
Arm ee auf, die in  ihren Grund­
zügen illega l bereits bestand, 
und als der erste Bundesrekrut 
eine Kaserne betrat, besaß die 
SED bereits etliche kampfstarke 
Divisionen. W er  möchte daran 
zweifeln , daß es in der F rage  
der Atomrüstung anders w äre? 
W enn die Sow jets wollen, befin­
den sich m orgen an allen stra­
tegischen Punkten der Sow jet­
zone Atombombendepots. W e ­
n ige Hundert K ilom eter östlich 
dürften sie bereits vorhanden 
sein . .  .

W ie  immer jedoch —  wenn 
die SED sich über etwas erregt, 
bevor es spruchreif is t —  ver­
bergen sich politische Unauf­
richtigkeit und eigene dunkle 
P läne hinter den kommumsti«? 
sehen Argum enten



Neue Welle 
aus ¡Moskau

D T. D ie Atmosphäre zwischen 
Ost und W est is t w ieder un­
ruh iger geworden. Reden, diplo­
matische Noten und Rundfunk­
erklärungen kommen aus Mos­
kau, d ie gegen  die Partner der 
westlichen Gemeinschaft grobe 
Verdächtigungen und ebenso 
grobe Drohungen enthalten. 
W as w ir  dort hören, das ent­
springt u n d , entspricht der ge­
w altigen  E in tön igkeit der sib i­
rischen Tundra. D ie  Atom ­
rüstung des W esteiis zum B ei­
spiel is t  eine planvolle Gefähr­
dung des Friedens, die der So­
w jets dagegen eine unbeschreib­
liche W oh ltat an der Mensch­
heit. W enn M acm illan und dem­
nächst auch Adenauer sich mit 
Eisenhower treffen, dann ist das 
eine teuflische Vorbereitung des 
K rieges, dagegen lie g t  über den 
kommunistischen Begegnungen 
der schöne Glanz des Friedens. 
W enn die europäischen Länder, 
um ihre Zersplitterung durch 
Schaffung eines großen Marktes 
zu überwinden, sich zu einer 
wirtschaftlichen Gemeinschaft 
zusammenschließen und auch 
die friedliche Nutzung der kost­
sp ieligen Atom energie gem ein­
sam organisieren, dann sind 
hinter diesem Vorhaben finstere 
P läne gegen  die Sowjetunion 
verborgen. D er Umstand dage­
gen, daß die Sow jets aus der 
gew altigen Ländermasse zw i­
schen der Weichsel im W esten 
und der Beringstraße im  fern ­
sten , Osten eine Union geschaf­
fen  hab’en, der vie le ganz ver­
schiedene Völker angehören und 
in die manche von ihnen mit 
Gewalt hineingezwungen w or­
den sind, ist die natürlichste 
Sache der W elt. Schon diese 
Gegenüberstellung zeigt, daß 
die sowjetische Kam pagne ob­
jek tiv  unsinnig und subjektiv 
unehrlich ist. Sie ist eine neue 
W e lle  der Propaganda aus M os­
kau, die in W irklichkeit ganz 
anderen Zielen dient.

N ur für schwache N erven !
Es handelt sich h ier um einen 

neuen Versuch, die europäischen 
Völker, die sich in ihrer E x i­
stenznot bereits zu einer ge­
meinsamen Verteid igu ng verei­
n ig t haben und sich auch w ir t­
schaftlich zusammenschließen 
werden, mit grober Sprache ein-

zuschüehtem. Sie sollen nach 
dem W illen  Moskaus diesen 
W e g  nicht gehen, der ihnen 
größere Sicherheit, höheren 
W ohlstand und aus gem ein­
samer K ra ft  auch stärkere Un­
abhängigkeit verheißt. S ie sol­
len ihn nicht gehen, w e il M os­
kau an der fortdauernden Zer­
splitterung Europas interessiert 
ist. D iese bedeutet nämlich 
Schwäche, Unsicherheit, w ir t­
schaftliche und technische 
Rückständigkeit, m aterielle N o t 
und in  ih rer Auswirkung auch 
soziale Unzufriedenheit. Das 
aber sind genau die Faktoren, 
auf die der Kommunismus spe­
kuliert, von denen er leb t und 
seine Erwartung vom  Unter­
gang der nichtkommunistischen 
W e lt  bezieht. Moskau haßt bei 
den Völkern, die als Opfer der 
kommunistischen Expansion 
ausersehen sind —  und zu ihnen 
gehören an erster Stelle die 
noch fre ien  Völker Europas — , 
jed e Regung zum gemeinsamen 
Handeln im  Sinne einer Zusam­
menfassung der politischen, 
w irtschaftlichen und m ilitä­
rischen K rä fte , w e il das schließ­
lich die Gesundung, Stärkung 
und Immunisierung Europas 
gegenüber der kommunistischen 
Gefahr bedeutet. Um das zu ver­
hindern, werden die an dieser 
Entw icklung interessierten und 
beteiligten  europäischen Völker 
immer w ieder m it Drohungen 
eingeschüchtert und m it üb­
lichen propagandistischen Tricks 
diffam iert.

Diese Einschüchterung ist auf 
schwache Nerven  berechnet, die 
w ir  nicht haben. Sie spekuliert 
auf eine Schwäche, die w ir  
überwinden müssen, wo sie 
sichtbar w ird -. Sie rechnet m it 
einer Furcht, die deshalb so g e ­
fährlich ist, w eil sie den Kom ­
munismus erm utigt. Sie w ird  
aber selbst fü r die Sowjets, 
sinnlos werden, wenn w ir  kon­
sequent die Tatsachen schaffen, 
die das noch im m er bedenkliche 
B ild  Europas verändern —  wenn 
w ir  ihm die Züge eines Selbst­
bewußtseins, einer Unabhängig­
keit und einer selbstverbürg­
ten Sicherheit einprägen, die 
aus der europäischen Gemein­
schaft w ieder eine neue oder 
eine dritte und jedenfalls eine 
selbständige und in der W elt 
respektierte K ra ft  machen. Eu­
ropa muß und w ird  dann, fa lls 
der Fluch der Atombombe noch 
nicht durch ein Weltabkommen 
beseitigt sein sollte, selbstver­

ständlich auch über diese W affe 
verfügen. Das ist geradezu die 
Voraussetzung seiner Selbstän­
d igkeit und Sicherheit, die an­
gesichts der strategischen, Um ­
planungen und ihrer von E n g­
land einleitend bereits gezoge­
nen politischen Folgerungen  
nicht fü r  a lle Zeiten in der ato­
maren Abhängigkeit von den 
U SA unbedingt verbürgt sein 
könnte. Vielleicht w ird  auch 
Moskau eines Tages begreifen, 
daß ein aus eigener, starker 
K ra ft  existierendes Europa 
ein iges dazu beitragen kann, um 
die Völker von dem Alpdruck 
einer zweifrontalen Spaltung 
W e lt  zu erlösen.

D er F a ll Wehner
Inm itten der neu gespannten 

Gegensätze und ^weitreichenden 
Veränderungen im w eltpo li­
tischen und weltstrategischen 
Spiel der K rä fte  hat es in  Bonn 
nichts Besseres gegeben als den 
„F a ll W ehner“ . W er die Bedeu­
tung der um uns ablaufenden 
Entw icklung einigermaßen 
spürt, die heute vielleicht k r i­
senhaft ist, um danach endlich 
fruchtbar zu werden, der ist 
über diesen Kontrast ein iger­
maßen bestürzt. Aus dem H öhe­
punkt einer gemeinsamen Pflicht 
zur Besonnenheit und zu m ög­
lichst gemeinsamem Handeln 
wurde ein Höhepunkt des Z w i­
stes zwischen Regierungskoali­
tion und Opposition.

W ir  warnen davor, in diesem 
Stile fortzufahren. W ir  wollen 
auf d ie Einzelheiten des Strei­
tes, der eigentlich von Schwe­
den her in die Bundesrepublik 
hineingetragen worden ist. nicht 
mehr eingehen. Es hat in  die­
ser Auseinandersetzung, 
schließlich in dem provoka. 
rischen Auftreten W ehners wäh­
rend der letzten Sitzung des 
Bundestages g ipfelte, Feh ler 
auf beiden Seiten gegeben. Si­
cher w ar W ehner, w ie er selbst 
bekennt und allgem ein bekannt 
ist, ein überzeugter Kommunist; 
er stand in der Gnade Moskaus, 
die sich inzwischen in Haß ver­
wandelt hat. E r  hatte es in sei­
ner Moskauer Em igration bes­
ser als zum Beispiel Ruth F i­
scher, die 1940 in echt sow je ti­
schem Treuebruch m it anderen 
Kommunisten an H itle r  ausge­
lie fert worden ist, oder als 
H einz Neumann, der im sow je­
tischen Konzentrationslager um­
kam. W ehner durfte nach Stock- 

(Fortsetzung auf Seite 1)



Lieber Leser
W ir wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. Die 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte mit falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. ß e g n i
Berlin-Tem pelhof 1 

i^dnired-v.-B ichthofen-Str. 2, I I

Falls Sie den kleinen T A G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber d ie Marke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Atomwaffen nicht vor 1959
Frühere Aufrüstung der Bundeswehr nicht möglich

Bonn (E igenbericht). Eine Ausstattung der Bundeswehr m it 
taktischen Atomwaffen w ird in den nächsten 29 Monaten bis 
Ende 19t>8 noch nicht erfolgen. Bundesverteidigungsminister 
Strauß erklärte in  Bonn, es sei aus technischen und politischen 
Gründen nicht möglich, bis daliin taktische Atomwraffen fü r 
die Bundeswehr zu erhalten.4 D ie Behauptung, daß General 
Heusinger bei seinem Besuch in den Vereinigten Staaten über 
die L ieferu ng von Atom waffen verhandeln wolle, sei fre i erfun­
den. Eine Ausstattung der Bundeswehr m it Wasserstoffbomben 
und strategischen Atomwaffen komme überhaupt nicht in Be­
tracht. Sie sei w eder ■wünschenswert noch möglich.

Strauß ließ keinen Zweife l 
daran, daß er die Ausrüstung 
der Bundes-wehr m it taktischen 
Atom waffen fü r  notwendig hält. 
E r  w ies darauf hin, daß jahre­
lang auch die SPD verlangt 
habe, die Bundeswehr dürfe 
keine schlechteren W affen er­
halten als andere Armeen. Da 
die Streitkräfte a ller Staaten 
des Atlantikpakts m it taktischen 
Atom waffen ausgerüstet werden 
sollen, besteht nach Ansicht des 
M in isters nur die W ahl zw i-

Handelsgespräch Bonn-Moskau
Offizielle Ankündigung erwartet

Bonn (E igenm eldung). In  w e­
nigen Wochen worden deutsch- 
sowjetische Handelsbesprechun­
gen beginnen, die eine E rw eite­
rung des Warenaustauschs zw i­
schen der Bundesrepublik und 
der Sowjetunion zum Ziele ha­
ben. Bundeskanzler Dr. A de­
nauer w ird  sich voraussichtlich 
in den nächsten acht Tagen  in 
seiner Antw ort an den sow je­
tischen M inisterpräsidenten Bul- 
ganin damit einverstanden er- 
M ären, daß solche Verliandlun- 

. zwischen Delegationen der 
„-Iden  Begierungen, w ahr­
scheinlich in Moskau, eingelei­
tet werden.

Nachdrücklich w ill der, Bun­
deskanzler an das Prob lem  der 
in Rußland zurückgehaltenen 
Deutschen erinnern, das Bul- 
ganin in  seiner Botschaft vom
18. M ärz schweigend übergan­
gen hatte. D r. Adenauer dürfte 
darauf hinweisen, daß die von 
der Sowjetunion erstrebte Bes­
serung der Beziehungen zw i­
schen den beiden Staaten auch 
von einer befried igenden L ö ­
sung dieses Problem s abhänge.

D ie A ngriffe  gegen  Bundes­
außenminister Dr. v. Brentano, 
die in der Botschaft Bulganins 
enthalten waren, w ill der Bun­
deskanzler entschieden zurück­

weisen. D ie  neue Botschaft Dr. 
Adenauers w ird  sehr kurz sein. 
Man hält in  Bonn eine Fortset­
zung des Austauschs persön­
licher Botschaften zwischen den 
beiden Regierungschefs nicht 
fü r sinnvoll und zieht es vor, 
das Gespräch in  die normalen 
diplomatischen Bahnen zurück­
zulenken. So soll die deutsche 
Botschaft in  Moskau in  Kürze 
der Sow jetregierung Vorschläge 
fü r ein Konsularabkommen 
übergeben und Besprechungen 
über eine Zusammenarbeit auf 
kulturellem  und wissenschaft­
lichem Gebiet einleiten.

Auch in  der F rage  der W ie ­
dervereinigung w ill  die Bundes­
regierung zu dem normalen d i­
plomatischen W e g  zurückkehren.

sehen zwei Möglichkeiten: Ent­
w eder auch die Bundeswehr er­
hält taktische Atomwaffen oder 
sie verzichtet auf eine gleich­
w ertige  Ausrüstung. D ie Frage, 
ob sich zur Zeit Atom waffen auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik 
befinden, ließ Strauß offen. E r 
erk lärte lediglich, ein Verzicht 
au f die Bereitschaft, im  Falle  
eines feindlichen A ngriffs  A tom ­
waffen  zu verwenden, bedeute 
praktisch einen Verzicht auf die 
Verteid igu ng Europas. Solange 
man nicht zu einer kontrollier­
ten Abrüstung gelange, beruhe 
die Sicherheit Europas auf der 
Überlegenheit des W estens in 
bezug auf Atomwaffen.

Strauß betonte, es sei gleich­
gü ltig , ob auf dem Boden der 
Bundesrepublik taktische A tom ­
w affen gelagert "werden oder 
nicht. Das R is iko sei in  beiden 
Fällen  gleich groß. Auch die 
anderen NATO-Staaten seien 
durch einen möglichen A ngre i­
fe r  im  gleichen Maße gefährdet, 
am meisten aber die U SA selbst. 
M an könne nicht von den USA 
eine Sicherheitsgarantie verlan­
gen, sich aber dagegen wehren, 
daß Kernwaffen  auf unserem 
Gebiet gelagert werden. Die 
Munition müsse.bei den W affen 
sein, da sonst eine Sicherheits- 
garantie nicht glaubhaft sei.

Libanon nimmt US-Hilfe an
Au l der Grundlage der Eisenhower-Doktrin

Beirut (D PA ). Das libanesi­
sche Parlam ent hat nach einer 
dramatischen Sitzung die USA- 
W irtschafts- und Rüstungshilfe 
auf der Grundlage der Eisen- 
hower-Doktrin fü r  den Nahen 
Osten angenommen und der 
Regierung m it 40 gegen eine 
Stimme das Vertrauen ausge­
sprochen.

M it dieser Entscheidung hat 
der Libanon Stellung im  kalten 
K r ie g  bezogen, der nach dem 
W ortlau t der Regierungserklä­
rung nur unter Außerachtlas­
sung der politischen Realitäten 
in  der ganzen W e lt und insbe­
sondere in Nahost ignoriert 
werden könnte.



Drei Todesurteile in Budapest Polen-Hilfe über Bonn
Erster Schauprozeß gegen Aufständische beendet

Budapest (D P A ). M it drei Todesurteilen und Gefängnisstrafen 
Ton seclis Monaten bis zu zehn Jahren endete in Budapest 
der erste größere Schauprozeß gegen e lf Teilnehmer an dem 
Volksaufstand vom Oktober vergangenen Jahres. D ie  V er­
urteilten haben bereits Berufung eingelegt.

Im  vollbesetzten Verhand­
lungssaal des Justizgebäudes 
der Marko Utca herrschte atem­
lose Stille, als sich die V or­
sitzende, F rau  Dr. Toth, erhob 
und m it gedäm pfter Stimme die 
U rteile  verlas. F ü r die 24jährige 
Medizinstudentin Ilona Toth, 
den 28jährigen M iklos G yöngy- 
ösi und den 26 Jahre alten ehe­
m aligen Armeeleutnant Ferenc 
Gönczi verkündete die V orsit­
zende, eine Frau m ittleren A l­
ters, w egen Erm ordung eines 
angeblichen Offiziers der unga­
rischen Sicherheitspolizei das 
Todesurteil.

D ie großgewachsene, blonde 
Studentin erbleichte bei der 
Verlesung des Urteils, ließ aber 
sonst keine Anzeichen der E r­
regung erkennen. In  den sechs­
wöchigen Verhandlungen hatte 
die Angeklagte zugegeben, daß 
sie während des Aufstandes in 
einem Budapester Krankenhaus 
Verwundete gep flegt und dabei 
den Patienten Istvan Kolar, den 
sie fü r einen Beamten des 
Staatssicherheitsdienstes gehal­
ten hatte, m it einer In jektion  
und einem Dolchstich ins H erz 
getötet habe. Erst später habe

sie erfahren, "daß ihr M ittäter 
Gyöngyösi ein Verbrecher m it 
acht Vorstrafen war, der wäh­
rend des Aufstandes aus dem 
Gefängnis befreit wurde. Der 
m itangeklagte frühere Arm ee­
leutnant wurde ebenfalls der 
Beih ilfe zum Mord schuldig be­
funden.

Zwei andere Angeklagte w ur­
den zu zehn und acht Jahren 
Gefängnis wegen staatsfeind­
licher Tä tigkeit und verbotenen 
W affenbesitzes verurteilt. Sechs 
Angeklagte erhielten Gefängnis­
strafen von 16 Monaten bis zu 
drei Jahren wegen „antisow je­
tischer und staatsfeindlicher 
H etze“ , unter ihnen befinden 
sich der Journalist Obersovszky 
und der Dram atiker Joszef Gali.

■Washington (D P A ). D ie ame­
rikanische Regierung erw ägt 
zur Zeit die M öglichkeit, die 
gesetzlichen H indernisse fü r die 
Erfü llung der polnischen K re ­
ditwünsche durch Einschaltung 
der Bundesrepublik zu überw in­
den.

B ei den in W ashington ge­
führten amerikanisch-polnischen 
W irtschaftsverhandlungen ha­
ben die Polen den Wunsch ge­
äußert, amerikanische Lebens­
m ittel zu kaufen und einen 
Dollarkred it zum Erw erb land­
wirtschaftlicher Maschinen 
bekommen. Ein am erikanische 
Gesetz untersagt jedoch die 
Kred itgew ährung an kommuni­
stische Staaten. W ie in  W a­
shington verlautet, haben deut­
sche Kreise vorgeschlagen, die 
U SA  sollten der Bundesrepublik 
W aren  auf K red it liefern, die 
dann von Po len  gegen  D-M ark 
gekauft werden könnten. Am t­
liche amerikanische Kreise sol­
len an dem Plan  sehr interes­
siert sein.

Nur Grenzen von 1937 gelten
Bundesregierung gegen übertriebene Forderungen

Bonn (Eigenm eldung). D ie 
Bundesregierung steht m it Ent­
schiedenheit auf dem Stand­
punkt, daß in  bezug auf die 
östlichen Grenzen Deutschlands 
nur die W iederherstellung des 
Zustandes von 1937 gefordert 
werden dürfe.

Speidel übernahm Nalo-Kommando
Französische Kapelle spielte Deutschlandlied

Paris (AP/D PA ). D er deutsche 
Generalleutnant Dr. Hans Spei­
del ist m it einer militärischen 
F e ie r im Ehrenhof des alten 
Königsschlosses von Fontaine­
bleau offiz ie ll in sein neues 
Am t als Oberbefehlshaber der 
N ATO -Landstreitkrä fte in M it­
teleuropa eingeführt worden. 
Bei den K längen des Deutsch­
land-Liedes, gespielt von einer 
französischen M ilitärkapelle, 
grüßte Speidel die Fahnen der 
acht Länder, die dem m ittel­
europäischen Befehlsbereich 
Truppen zur Verfügung gestellt 
haben. Anschließend schritt er 
an der Seite seines direkten 
Vorgesetzten. General Valluy, 
Ehrenabordnungen ab.

T rotz  des kommunistischen 
Versuchs, die öffentliche M ei-

nung Frankreichs gegen die Er­
nennung eines deutschen Gene­
rals zu mobilisieren, kam es 
nicht zu Zwischenfällen. L ed ig ­
lich in der Nationalversamm­
lung forderte eine kommunisti­
sche Abgeordnete, aus Protest 
gegen Speidel die Sitzung zu 
unterbrechen. M it den W orten 
„D ies ist ein T a g  der Trauer 
fü r Frankreich“  kommentierte 
sie die Amtsübernahme Spei­
dels. D er Antrag auf Unter­
brechung der Sitzung wurde 
m it 265 gegen 151 Stimmen ab­
gelehnt.

D ie französische K P-Zeitung 
„ L ’Humanité“ druckte die Zeile 
„Deutschland, Deutschland über 
alles“ m it KZ-H äftlingen  als 
Noten auf ihrer Frontseite ab.

Nachdem in den letzten Tagen 
durch verschiedene Äußerungen, 
vo r allem von Po litik ern  des 
BH E, eine Diskussion über die 
Rückgliederung des Sudeten­
gebietes und des Memellandes 
an Deutschland in Gang gekom ­
men ist, wurde von maßgeben­
der Seite in Bonn noch einmal 
die Auffassung der Regierung 
in  dieser F rage präzisiert. Da­
nach hält die Bundesregierung: 
es nicht fü r möglich, bei 
Gebietsforderungen im Os tr­
über den Stand der Reichsgren­
zen von 1937 hinauszugehen. Bei 
etwaigen Verhandlungen über 
die deutsche Ostgrenze würde 
die Bundesregierung w eder die 
Angliederung des Sudeten­
gebiets, das im September 1938 
auf Grund des Münchner A b ­
kommens zu Deutschland kam, 
noch des Memellandes anstreben.

W enn der B H E  im  W ahl­
kampf dieses Jahres die P o lit i­
ker, die sich seinen Forderungen 
in bezug auf das Sudetengebiet 
nicht anschließen, als „Verzicht­
po litiker“  herabsetzen sollte, 
werden maßgebende Kreise der 
Bundesregierung dieser A u f­
fassung ■ entschieden entgegen­
treten«.



So sind sie wirklich:

„Auch in der Provinz regiert die Partei!l a

W er das SED-System betrach­
tet, mag leicht der Au ffas­

sung sein, alle Macht konzen­
triere sich in Ostberiin und 
diese sei so groß, daß sie eben 
bis in den kleinsten Bezirk  und 
K re is  hinunterreiche. W er so 
denkt, übersieht das W irken 
der kommunistischen „P rov in ­
zialregenten“ , jener „Vorsitzen­
den der Bäte der Bezirke“ , die 
von Rostock bis E rfu rt und von 

1e bis Frankfurt/Oder das 
jm e  vertreten. Gewiß, auch 

sie sind nur Puppen des Zen­
tralkomitees, aber ihre persön­
liche Macht genügt, um das 
Schicksal ganzer Landstriche zu 
beeinflussen und diesen ihren. 
Stempel aufzudrücken. Dem 
Mann in der Prov in z werden 
diese Leute o ft näher und 
furchtbarer erscheinen als der 
1. Sekretär der S taatsparte i. . .

Mecklenburgs 
„1. Kommunist“

D er Bezirk Rostock hat heute 
rund 850 000 Einwohner. Dieses 
Teilstück des ehemaligen Lan ­
des Mecklenburg umfaßt den 
gesamten Küstenstreifen* der 
Zonenrepublik. Seine Bedeutung 
w ird  von den W erften  bestimmt, 
die hier im  Fünfjahrplan aus 
dem , Boden gestam pft werden 
mußten. Unbestrittener Chef 
dieses Gebiets aber ist Hans 
W arnke (SED).

E r  w ird  oft m it seinem N a ­
mensvetter Herbert, dem Vor- 
'■ ‘ zenden des FDGB, in Verbin- 

ig  gebracht, ohne mit diesem 
jedoch irgendw ie verwandt ' zu 
sein. Hans W arnke stammt aus 
einer Ham burger Arbeiterfam i­
lie, im  vergangenen August 
wurde er 60 Jahre alt. A ls 
16 j  äh ri ge r  D ach deck er geh i 1 f  e
wurde er bereits 1912 M itg lied  
der SPD, kam 1915 zum • M ili­
tär und w ar 1918 bei der De­
m obilisierung in Mecklenburg 
einer der In itiatoren des „Spar­
takus“. E r stieß in Berlin zur 
U SPD  und wurde 1920- der 
eigentliche Begründer der meck­
lenburgischen K P D , B is 1933 
ga lt er als Mecklenburgs „K om ­
munist N r. 1“ . In  Güstrow, wo 
W arnke ansässig wurde, stellte 
ihn die K P D  als Stadtverord­
neten auf, 1924 wurde er F rak­
tionsvorsitzender der K P D  im

HANS WARNKE
Landtag von Mecklenburg. D ie 
Nazis sperrten ihn in ein  KZ, 
aus dem man ihn „beurlaubte“ , 
um einer vermeintlichen W id er­
standsgruppe auf die Spur zu 
kommen. Bis 1945 wurde W arnke 
immer w ieder verhaftet und 
freigelassen, w eil man ihn der 
illegalen Tä tigkeit fü r den von 
Dänemark und Schweden aus 
operierenden „Bom benleger“ 
W ollw eber —  den heutigen 
SSD-Chef — verdächtigte.

Für jeden Bauern 
ein Pa jok !

Unter dem Patronat sow je­
tischer M ilitärkommandanten 
half W arnke nach dem Zusam­
menbruch die mecklenburgische 
K P D  aufzubauen. Sein In ter­
esse ga lt der Bauernschaft, von 
der er aus a lter Zeit wußte, daß 
sie antikommunistisch wählen 
und handeln würde. V erärgert 
g in g  er über die sich füllenden 
M itgliederlisten  der kommuni­
stischen Stadtleitungen h inw eg: 
„Bauern brauchen w ir, Land­
arbeiter, w ir  sind ein A gra rge­
b ie t !“ W arnke versprach jedem  
KP-Funktionär, der ein M it­
glied  aus der Bauernschaft an­
werben konnte, eines der da­
mals .begehrten russischen Pa- 
jok s ; Lebensm ittelpakete als 
Kopfp reis fü r den E in tritt in 
die Staatspartei!

Im  Juli 1945 setzten die So­
w jets den rührigen K P -C hef 
als Vizepräsidenten der Landes­
verwaltung fü r Mecklenburg- 
Vorpommern ein. Zuvor hatte 
er als Oberbürgerm eister von - 
Güstrow verbindliche Norm en 
fü r  die später fä lligen  Ente ig­
nungen privater Produktionsbe­
triebe aufgestellt. Aber W arn- 
ke's „parlamentarische“ T ä t ig ­
keit wurde ein F iasko fü r die 
inzwischen gebildete SED. Im  
mecklenburgischen Landtag w ie 
auch als M in ister fü r die Innere 
Verw altung vertrat er allzu 
offensichtlich die diktatorische 
These Thälmanns, der das P a r­
lament als „demokratische 
Quatschbude“ bezeichnet hatte. 
D ie SED zog ihn darum bei der 
Regierungsbildung im Oktober 
1949 aus der Provinz ab und 
gab ihm den Posten eines

Staatssekretärs im sowjetzona­
len Innenministerium.

Schickt die Bauern in 
die W erften !

D ie Verwaltungsreform , die 
Umwandlung der alten m ittel­
deutschen Länder in 14 Bezirke, 
brachte Warnkes große Stunde: 
E r wurde Vorsitzender des R a ­
tes des Bezirks Rostock. W e il 
dieser Funktionswechsel m it 
parteipolitischen Auseinander­
setzungen zusammenfiel, wurde 
W arnke fälschlich als „degra­
d iert“ erklärt. Tatsächlich gab 
ihm hier die SED eine A utori­
tät und Machtvollkommenheit, 
die er als Staatssekretär n ie­
mals bessessen hat.

W arnke wurde Ulbrichts As 
bei der Industrialisierung Meck­
lenburgs: „W enn die Bauern 
nicht zum Proletariat kommen, 
dann muß man ihnen das P ro ­
letariat näherbringen!“ Ein rie­
siges Schiffsbauprogramm ließ 
die zweitrangigen mecklenbur­
gischen W erften  über Nacht in 
den Mittelpunkt des „Aufbaus 
des Sozialismus“ rücken. D ie 
SED trommelte von überall her 
die enteigneten und drangsalier­
ten Bauern zusammen, um sie 
als angelernte Schweißer und 
Zimmerleute in die W erften  zu 
bringen. Innerhalb eines Jah­
res änderte W arnke die soziale 
Struktur des Bezirks in einem 
nie fü r möglich gehaltenen Um ­
fang. Bauernhöfe verkamen, die 
Landarbeiter suchten sich in der 
Schiffbauindustrie ein ein träg­
licheres Brot. Bis 1954 die 
große Wende kam: Man er­
kannte, daß das Land nicht nur 
Schiffe, sondern auch B rot und 
Karto ffe ln  brauchte. W arnke 
wurde öffentlich gerügt, nun 
schickte er die umgeschulten 
W erftarbeiter auf die Kolchosen, 
die zweite Völkerwanderung 
began n . .  .

D er „Vaterländische Verdienst­
orden“  belohnte diese rasche 
Auffassungsgabe. W arnke g ing 
nun an den Aufbau einer K le in ­
industrie. E r kollektivierte die 
Handwerker und terrorisierte 
den Mittelstand, er wurde dik­
tatorischer als ein russischer 
Distriktskommissar*.. »



Die„Resistance44 bezieht neue Fronten
Antifaschismus allein ist kein Glaubensbekenntnis

Von F re itag  bis Sonntag vergangener Woche tagte in  Gst- 
berlin  das Büro der „Internationalen Föderation der W id er­
standskämpfer“ . D ie  politischen F ragen  dieser Versammlung 
vermochten nicht ihren wahren H intergrund zu überdecken: Es 
w ar ein letzter Versuch, d ie „große Resistance“ , d ie In ter­
nationale der W iderstandskäm pfer gegen den Faschismus, vor 
dem endgültigen Auseinanderfallen zu bewahren. D ie  ersten 
Nachrichten zeigten, daß dieser Versuch mißglückte. V iele 
französische, belgische, holländische, jugoslawische und erst­
mals auch polnische Vertreter, m it deren Erscheinen fe s t ' 
gerechnet wurde, waren nicht erschienen. Aus Frankreich 
kamen Absagen, d ie an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig­
ließen. W as aber ist der Grund?

SSD„ herhörenl
Der kleine TA G  w ird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine JPost überwacht 
w ird , kann den kleinen TA G  
also ruh ig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeist< 
amt oder bei seiner DienSv 
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

D ie  SED hat bisher von der 
Tatsache profitiert, daß im  letz­
ten K rieg , in  Spanien und in 
den Jahren der H itler-Ä ra  ein 
Antifaschismus entstand, der 
zuerst keine Rücksichten auf 
Konfession, Nationalität oder 
politische Weltanschauung ge­
nommen wissen wollte. Erst 
später, als der kommunistische 
W e g  zum Dogm a auch des anti­
faschistischen W iderstandes er­
hoben werden sollte, zerfiel 
diese A llianz. Im merhin haben 
die privaten und menschlichen 
Bindungen jener Zeit bis heute 
das Verhältnis leitender SED- 
Funktionäre —  um ein Beispiel 
zu nennen — zu französischen, 
italienischen und holländischen 
Sozialisten und W iderstandsleu­
ten bestimmt. D ie  Pa rte i hat 
dies ausgenutzt, indem sie die 
neuen Männer der Bundesrepu­
b lik  nacheinander a ls „Förde­
rer eines neuen Faschismus“ 
darzustellen versuchte, das Ge­
spenst einer deutschen „Revan­
che-Armee“ heraufbeschwor und 
die Sowjetzone als den H ort 
echter antifaschistischer T rad i­
tionen auswies.

Kreuzw eg Ungarn

An  dieser Version vermögen 
heute selbst französische K om ­
munisten nicht m ehr festzuhal­
ten. W er die französische K P -  
Presse in  die H and bekommt, 
weiß, daß man auch dort zu 
einer realeren Einschätzung der 
D inge gekommen ist. D er fra g ­
w ürdige Charakter des SED- 
Regim es scheint auch durch die 
traditionsgemäß abgehaltenen 
Buchenwald-Feiern hindurch. 
D ie Tatsache, daß leitende W i­
derstandsmänner w ie  Pau l M er­
ker, F ranz Dahlem und der 
Journalist L ex  Ende zü den 
ersten Opfern der Stalinisten

gehörten, hat vielen zu denken 
gegeben. Deir Umschwung aber 
trat m it dem ungarischen A u f­
stand ein. D ie  geballten  Zw ei­
fe l, die sich seit Jahren in  den 
Köp fen  der Antifaschisten von 
gestern sammelten, verwandel­
ten sich in  eine flammende An­
k lage gegen  die sowjetischen 
Interventen* Es zeigte sich, daß 
w ahrer Antifaschismus nie 
Selbstzweck sein konnte, son­
dern sich zum W iderstand ge­
gen jede Form  der D iktatur 
wandeln mußte. Und es w ar 
nicht von ungefähr, daß die 
ersten Freiw illigenm eldungen 
fü r  Ungarn gerade aus Kreisen 
der internationalen W iderstands­
käm pfer kamen.

H ie r  hat d ie SED ihren gro-

D ie SED bew ies damit w en ig  
F ingersp itzengefühl, denn sie 
tra f m it ihren Beschimpfungen 
eben jene Leute, die in  Erinne­
rung an gemeinsame N otze it die 
einzigen Verbindungen, die e in ­
zigen menschlichen Bindungen 
nach dem W esten hielten. Zu­
erst drohten die französischen 
W iderstandskäm pfer m it dem 
A ustritt aus der Internationalen 
Föderation, dann erklärten die 
Holländer, kü n ftig  nur noch an 
Tagungen ohne SED -Vertreter 
teilzunehmen und schließlich er­
klärten auch die Jugoslawen 
anläßlich eines ausgedehnten 
Frankreich-Besuches: „D ie  SED 
hat zu Unrecht die internatio­
nale antifaschistische Bew egung 
beschimpft und muß —  w ill 
s ie M itg lied  der Föderation b le i­
ben, eine Entschuldigung g e ­
b en !“

B isher haben die Sowjets und 
die Vertreter Rumäniens und 
Bulgariens in der Föderation 
einen solchen Beschluß verhin-
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ß en F eh ler  begangen: Sie stellte 
sich vo rze itig  au f die Seite der 
sowjetischen Interventen und 
bezeichnete a lle jene, die ihren 
Abscheu gegen  die brutale N ie ­
derschlagung der Revolution er­
klärten, als „verkappte Faschi­
sten und Verrä ter“ .

dert. A ls A n tw ort haben vie le 
M itg lieder m it dem B oykott des 
kommenden Föderations-Kon­
gresses gedroht. In  Ostberlin 
w o llte  nun die SED einen K om ­
prom iß schließen, der Jedoch 
verw orfen  wurde. Man beseh'
die Sache au f sich b e ru h e n  „
lassen und erst einmal abzu­
warten, w er den B oykott auf­
rechterhalten würde. Franz 
Dahlem, heute w ieder als SED- 
Staatssekretär, amtierte als 
„Schlichtungskommissar“ . Aber 
die „Resistance“ von gestern 
hat neue Fronten  bezogen: Ih r  
Antifaschismus hat sich der 
Entw icklung und den Gegeben­
heiten des Stalinismus ange­
paßt. D ie  W iderstandskäm pfer 
sind bereit, W iderstand gegen 
j e d e  D iktatur zu leisten, die 
Tatsache, daß die Kommunisten 
nach dem überfa ll auf die So­
w jetunion gegen  H itle r  waren, 
vermögen nicht mehr die Hand­
lungen der Stalinisten von heute 
zu rechtfertigen.

Ohne die SED!



„Wir lehnen das gemeinsame Telefon- „Nadürlichis dar Schiller an volksdemo- 
neis ab, Oiio, oder möchiesf du, daß sie gradischer Dichier, sonst hädde er doch 

wieder frei wählen können?' nie die Räuber geschrieben!"

Neue Weile aus Moskau
Fortsetzung: von Seite 2

holm ausreisen und hatte dort 
^ bs tverstän d lich  im  Dienste 

Kommunismus A u fträge zu 
txiüllen, die m it dem Kam pf 
gegen  H itler-Deutschland zu­
sammenhingen. Das hat in Über­
einstimmung m it Erklärungen 
W ehners inzwischen auch eine 
korrigierende schwedische D ar­
stellung ausdrücklich festge­
stellt. Das sowjetische V er­
trauen, das ihn während des 
K rieges m it der Entsendung 
nach Stockholm auszeichnete, 
hat er durch seinen Bruch m it 
dem Kommunismus enttäuscht. 
Angesichts dieser W andlung 
können w ir  nur der biblischen 
W eisheit fo lgen, daß ein Sün­
der., der sich bekehrt und Buße 
tut, mehr Freude auslöst als 
neunundneunzig Gerechte, die 
der Buße nicht bedürfen. Dabei 
ist noch zu bemerken, daß nicht

alle „Gerechte“ , die sich zum 
F a ll W ehner geäußert haben, in  
diesem Sinne w irk lich auch ge­
recht sind. D ie b ittere Vergan­
genheit, in der d ie einen kom­
munistisch und die anderen na­
tionalsozialistisch sündigten, 
lieg t h inter uns, und w ir  so ll­
ten sie m it einer Aufrechnung 
der einen gegen  die anderen 
nicht w ieder lebendig machen.

Zur Verm eidung dieses Übels 
könnte auch H erbert W ehner 
einig'es beitragen. E r  hat in  der 
Bundestagssitzung grob  gefehlt. 
E r  sollte das zugeben und in 
ehrenhafter A rt w iedergut­
machen. Arthur Köstler, der 
auch einmal dem Kommunismus 
anhing und sich dann in besse­
rer Erkenntnis von ihm trennte, 
sagte einmal: „W er von den 
großen Illusionen unserer Zeit 
(dem Kommunismus) erfaßt 
worden war und ihre mora­

lischen und intellektuellen Aus­
schweifungen erlebt hat, muß 
sich entweder einem neuen 
H ang gegen teiligen  Typ s hin­
geben oder ist dazu verurteilt, 
m it einem lebenslänglichen K a ­
ter zu zahlen.“  A n  dieses W ort 
erinnerte W a lte r  Henkels, als er 
vo r Jahren einmal in  der Reihe 
„Bonner K ö p fe “ ein B ild  der 
Persönlichkeit H erbert W ehners 
gab, von dem er sagte : „W enn 
er ins parlamentarische Gefecht 
geht, ist er ziem lich schnell ein 
H itzk op f . . .  In  der fre ien  R ede 
kann er, wenn er gere izt w ird, 
b is zur Unbeherrschtheit ge­
hen.“  Das ist die psychologische 
Situation Wehners, aus der je ­
ner böse Tum ult im  Bundestag 
entstanden ist. D ie F rage  ist 
nur, ob das die Schuld einer 
vom  Tem peram ent geprägten 
parlamentarischen Untugend ge­
wesen is t oder ein aus größerer 
T ie fe  kommender Ausdruck je ­
nes „lebenslänglichen K a ters“* 
von dem K östler sprach.



BILDER DER WOCHE: Oben: Königin Elizabeth in Paris. Auf dem Balkon des Elysee- 
Palastes zeigte sie sich mit Prinz Philip und Staatspräsident Coty (rechts). — Unten: 
Caracas von morgen. Das ist die „Gipfelstadt“, die über der Metropole Venezuelas 
entstehen soll mit spiralenförmig angelegten Straßen, vielen Geschäften, Ausstellungs­

hallen und sieben Kinos. Kostenpunkt: 100 Millionen DM.


